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     Zahl: 2367-0/2009 
 

N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  
 
 
 

aufgenommen am Freitag, dem 18.12.2009 anlässlich der Sitzung des 
Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 
 
Anwesend:  
 
Bürgermeister:  Franz Josef Smrtnik, 9135 Trögern 8 
 
 

Anwesende:  Harald Kogelnik; 9135 Bad Eisenkappel 145 
Elisabeth Lobnik, 9135 Bad Eisenkappel 226 
Ing. Helmut Malle, 9135 Bad Eisenkappel 265 
Evelin Pircer, 9135 Vellach 64 
Christian Varch, 9135 Bad Eisenkappel  
Mag. Dr. MSc Andreas Jerlich, 9135 Bad Eisenkappel 59 
Michael Arbeitstein, 9133 Rechberg 42 
Peter Koschlak, 9135 Bad Eisenkappel 330 
Hans Georg Lopar, 9135 Vellach 61 
Hildegard Lopar, 9135 Vellach 61 (Ersatz) 
Sabrina Schubel, 9135 Vellach 82  (Ersatz) 
Gertraud Urschitz, 9135 Bad Eisenkappel 74 (Ersatz) 
Wilhelm Ošina, 9135 Leppen 57 
Josef Orasche, 9135 Leppen 34 
Martina Hiessberger, 9135 Vellach 59  
Wilhelm Hilgenfeld, 9135 Bad Eisenkappel 146 
Richard �upanc, 9135 Vellach 45 
Dr. Stefan Merka� , 9135 Vellach 4 - ab 18:10 Uhr 
 
 

Entschuldigt abwesend:  Gabriel Hribar, 9135 Trögern 5  
    Adolf Woschitz, 9133 Zauchen 48  
    Roman Wutte, 9135 Vellach 92  
     

Ersatzmitglieder:   Hildegard Lopar, 9135 Vellach 61 
 Sabrina Schubel, 9135 Vellach 82   
 Gertraud Urschitz, 9135 Bad Eisenkappel 74  

 
Beginn:   17.00 Uhr 
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Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte sowie die Besucher, 
stellt die Beschlussfähigkeit als gegeben fest und eröffnet die Sitzung. 
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Anfragen 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung sind jene zwei Anfragen die bei der letzten 
Gemeinderatssitzung am 11.11.2009 eingebracht wurden und bis jetzt nicht 
beantwortet wurden, zu beantworten.  
 
Es sind dies die Anfragen von den SPÖ Gemeinderäten an den Bürgermeister 
Franz Josef Smrtnik - betreffend der Aufbahrungshalle und die Anfrage an den 
Vizebürgermeister Lopar - betreffend der Förderung für die Galerie Vorspann. 

 
Herr Bürgermeister Franz Josef Smrtnik ersucht Herrn Vizebgm. Lopar die an ihn 
gerichtete Anfrage zu beantworten. 
 
Vizebürgermeister Lopar: Ich darf betreffend die Förderung für die Galerie 
Vorspann berichten, dass Herr LR Dobernig mir die Zusage gegeben hat, dass 
die Galerie die versprochene Förderung in den nächsten Tagen erhalten wird. 
Das dazugehörige Schreiben ist soweit dieses noch nicht erhalten wurde, bereits 
am Postwege unterwegs.  
 
Der Anfragensteller erklärt sich mit der Beantwortung dieser Frage für zufrieden.  
 

 
 
Die zweite Anfrage wurde an den Bürgermeister gerichtet: 

Bürgermeister Franz Josef Smrtnik: Ich habe betreffend der Aufbahrungshalle 
lediglich eine Expertise bzw. eine Aussage von Herrn Dr. Tonkli, welche besagt, 
dass die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach schwer den Vertrag mit Herrn 
Mischitz lösen wird. Mittlerweile haben wir Frau Mag. Astrid Roblyek  beauftragt, 
den Vertrag zu durchleuchten. Diese wird versuchen, mittels einer Klage die 
Auflösung des Mietvertrages zu begehren, weil die Gespräche mit Frau Posautz 
bisher erfolglos waren. Um den Bürgern unserer Gemeinde eine Alternative 
anzubieten, wurde ein Gespräch mit Herrn Pfarrer Zunder geführt, welcher 
Aufbahrungen in der Kirche Maria Dorn genehmigte. Weitere Ergebnisse sind 
noch nicht vorhanden. Ich werde aber gerne bei Vorhandensein solcher 
zeitgerecht darüber berichten. Die in der Anfrage angesprochene Expertise ist 
derzeit nicht mehr aktuell, werde diese aber gerne dem Ausschuss zur Verfügung 
stellen.  

 
Der Anfragensteller erklärt sich mit der Beantwortung dieser Frage für zufrieden.  
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1. Bestellung der Protokollprüfer 
            Berichterstatter im Gemeinderat: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 
 
Die Niederschrift über die am 11.11.2009 stattgefundene Sitzung des Gemeinderates liegt 
vor und wurde von den Protokollprüfern Herrn Michael Arbeitstein sowie Herrn Wilhelm 
Hilgenfeld unterzeichnet.  
 
Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung wären Herr Peter Koschlak sowie Frau 
Martina Hiessberger zu bestellen. 
 
 

 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

2. Interkommunale Zusammenarbeit; Grundsatzbeschluss  
            Berichterstatter im Gemeinderat: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 

 

Die negativen Auswirkungen auf das Budget werden heuer das erste Mal schmerzlich 
wahrgenommen. Nächstes Jahr werden diese nochmals zu spüren sein (5 - 6 % minus). 
Budgetverhandlungen in diesem Sinne wird es nicht mehr geben. Es wird nur mehr eine 
Summe festgesetzt werden, mit der die Gemeinden leben werden müssen. Innovative 
Ideen und alternative Lösungen zur Bewältigung der Gemeindeaufgaben werden daher in 
Hinkunft noch notwendiger sein.  
 
Im Bereich des Bezirkes Völkermarkt wurde in den letzen Jahren versucht 
interkommunale Kooperationen zu schließen. Der Erfolg war jedoch eher mäßig, zumal 
die 13 Gemeinden doch zu verschiedene Strukturen haben. Aus diesem Grund haben die 
fünf Gemeinden Eisenkappel-Vellach, Sittersdorf, Globasnitz, Eberndorf und Gallizien, 
welche sich bereits gemeinsam für die Erarbeitung eines Energiemodells entschieden 
haben, auf eine neue interkommunale Zusammenarbeit sowohl auf der bautechnischen 
Seite als auch auf der verwaltungstechnischen Seite geeinigt.  
 
Beim ersten Gespräch in der Gemeinde Sittersdorf, haben sich alle Bürgermeister und 
Amtsleiter für eine Zusammenarbeit ausgesprochen. Ziel dieser Zusammenarbeit soll 
sein, dass ohne Benachteiligung der Bürger die vorhandenen Ressourcen im 
Wirtschaftshof und am Gemeindeamt optimal genutzt werden. Die gemeinsame Nutzung 
der Wirtschaftshofgeräte sollen für diese eine bessere Auslastung bringen, die Fachkräfte 
sollen gezielter eingesetzt werden, in der Verwaltung soll auch eine 
gemeindeübergreifende Einteilung möglich sein und ein gemeinsame Beschaffung soll 
ins Auge gefasst werden. Dies sind nur Beispiele bzw. Vorschläge, die in der ersten 

Antrag:  
 
Es wird der Antrag gestellt, Herrn Peter Koschlak sowie Frau Martina Hiessberger als 
Protokollprüfer für die gegenständliche Sitzung zu bestellen. 
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Besprechung eingebracht wurden. Alle politischen Kräfte sowie alle Mitarbeiter sind 
eingeladen, ihre innovativen Ideen einzubringen bzw. bei der Umsetzung dieser aktiv 
mitzuarbeiten.  
 

 
Grundsatzbeschluss 

 
Hiermit verpflichtet sich die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach wie in der 
Besprechung am 27.11.2009 festgelegt ab 01.01.2010 im Bereich der Verwaltung und der 
Wirtschaftshöfe mit den Gemeinden Eberndorf, Sittersdorf, Globasnitz und Gallizien 
zusammenzuarbeiten. Eine detaillierte Kooperationsvereinbarung wird Anfang 2010 
einvernehmlich erstellt. 
 
GV Ing. Malle: Wir werden diesen Punkt auf jeden Fall unterstützen und ich darf mich 
beim Nachbarbürgermeister Strauss für diese Initiative bedanken. 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 
 

3. Stellenplan 2010 
            Berichterstatter im Gemeinderat: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 
 
Der Entwurf des Stellenplanes für das Verwaltungsjahr 2010 wurde dem Amt der 
Kärntner Landesregierung vorgelegt und wurde dieser mit Schreiben vom 11.12.2009, 
Zahl 3-VK-124-1/2-2009,  von der Aufsichtsbehörde genehmigt. 
 

Bei der Genehmigung wurde aber auch festgehalten, dass folgende Planstellen im 
Entwurf mit „künftig wegfallend“ zu bezeichnen sind: 
 

·  in der „Finanzverwaltung B/VI“ 
·  in der „Buchhaltung C/V“ 
·  im Bauhof B/VI und 
·  im Standesamt C/V 

 

In der Stellungnahme des Gemeinderates zum Revisionsbericht, wurde lediglich die 
Position in der Buchhaltung C/V als künftig wegfallend angegeben. Dies mit 
entsprechender Begründung für die beiden zusätzlichen Planstellen im Bauhof und 
Standesamt. Betreffend die Planstelle in der Finanzverwaltung, besteht derzeit nach 
Ansicht der Gemeinde keine Begründung, diese als künftig wegfallend zu bezeichnen, 
zumal nach dem Gemeindebedienstetengesetz die Grundlage für die Beurteilung der 
Planstellen die letzte Volkszählung heranzuziehen ist. Selbstverständlich haben diese 

Antrag:  
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt im Wege des Gemeindevorstandes 
an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge folgenden Grundsatzbeschluss 
fällen: 
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Antrag:  
 
Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 
den Stellenplan 2010 mit nachstehender Verordnung beschließen: 

Bezeichnungen im Jahr 2010 keine rechtliche Auswirkung, zumal niemand aus dem 
Dienststand ausscheiden wird und eine Nachbesetzung sowieso nicht in Frage kommt.  
 

Bei künftigen Personaländerungen wird der Gemeinderat jedes Mal den 
Aufgabenbereich, die geltenden gesetzlichen Bestimmungen sowie die 
Bevölkerungsentwicklung als Grundlage für die Beurteilung heranziehen müssen und auf 
Basis dieser mit Übereinstimmung der Aufsichtsbehörde die entsprechende Entscheidung 
treffen müssen. 
 

Dieser Entwurf beinhaltet zudem auch sämtliche weitere Maßnahmen, welche der 
Gemeinderat auf Grund des Revisionsberichtes getroffenen hat. So wurde im Bereich der 
allgemeinen Verwaltung eine Planstelle C V entfernt, im Bereich des Wirtschaftshofes 
eine Planstelle um 50 % reduziert, sowie im Bereich der Saisonbediensteten eine 
Planstelle reduziert. Die restlichen Planstellen entsprechen jenen des Stellenplanes aus 
dem Jahr 2009. 

 
Verordnung 

 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach betreffend den Stellenplan 
für das Jahr 2010. Der Stellenplan 2010 wird gemäß den Bestimmungen des § 2 des 
Gemeindebedienstetengesetzes 1992 (K-GBG) in der derzeit geltenden Fassung wie folgt 
festgestellt: 

� � � � � � � � � � � � 	 � � 
 � � � � � � � � 
 � � � � � � � � � � � � � � � � �
� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 
 � � � � � � � � � � � � �

 
An- 
Zahl 

Verwendungs
-gruppe 
Dienstkl. 

Lohngruppe 

 Aufgabengruppe besetzt 
mit: 

rechtl. Grundl. 
beschäftigt 

in % : 

Dienstposten für allgemeine Verwaltung  0100 
 

1 B VII  Amtsleiter B VII §2(1)LGBl. 12/82 
1 B VI  Finanzverwalter B V §2(1)LGBl. 12/82 
1 C V  Buchhalter  C V §2(1)LGBl. 12/82  

(künftig wegfallend) 
1  C V  Schreibkraft Bauamt C V §2(1)LGBl. 12/82 
1 D IV  Schreibkraft Meldeamt d §2(1)LGBl. 12/82 
1 C V  Sekretariat C III §2(1)LGBl. 12/82 
1 p4 III  Raumpflegerin p4 §3(1)LGBl. 12/82 

Dienstposten für Standesamt 0220 
 

1 C V   Standesbeamter C V §2(3)LGBl. 12/82 
Dienstposten für Wirtschaftshof 8200 

 

1 B VI  Leitung Bauhof C V §2(5)LGBl. 12/82 
1 p2 III  Kraftfahrer p3  §3(1)LGBl. 12/82 

50 % 
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1 p2 III  Installateur p2 §3(1)LGBl. 12/82 
1 p2 III  Bauhofarbeiter p5  §3(1)LGBl. 12/82 
1 p4 III  Bauhofarbeiter p4 §3(1)LGBl. 12/82 
3 p4 III     Planstelle für Saisonbedienstete  §3(1)lit.c  

LGB1. 12/82 
Dienstposten für Abwasserbeseitigung 8510 

 

1 p2III  Klärwärter p2 §3(1)LGBl. 12/82 
Dienstposten für Kindergarten 2400 

 

3 k  Kindergärtnerinnen k §3(1)LGBl. 12/82 
1 p3 III  Helferin p3 §3(1)LGBl. 12/82 
1 p3 III  Helferin p5 §3(1)LGBl. 12/82 

87,5 % 
1 p3 III  Köchin p3 §3(1)LGBl. 12/82 

56,25 % 
1 p5 III  Raumpflegerin p5 §3(1)LGBl. 12/82 

68,25 % 
Dienstposten für Volksschule Bad Eisenkappel 2110 

 

3 p4 III  Raumpflegerin 1 x p4  
2 x p5 

§3(1)LGBl. 12/82 
75,00 % 

Dienstposten für Volksschule Leppen 2111 
 

1 p4 III  Raumpflegerin p5 §3(1)LGBl. 12/82 
37,50 % 

Dienstposten für Kinderhort 2500 
 

1 k  Horterzieherin k §3(1)LGBl. 12/82 
75 % 

1 k  Horterzieherin k § 3/1/LGBl. 12/82 
50 % 

 
GV Ing. Helmut Malle: Gebe dem Bericht des Bürgermeisters recht. Wir haben 
wirkungsvolle Maßnahmen beschlossen, weshalb nicht zu verstehen ist, warum nun noch 
weitere Stellen wegfallen sollen. Es besteht sowieso schon jetzt die Gefahr, dass das 
Service am Bürger im vollen Umfang nicht mehr gewährt werden kann.  
 
GR Urschitz: Offensichtlich treiben die Finanznöte des Landes es soweit, dass die kleinen 
Gemeinden zum Bluten gebracht werden.  
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

 
4. Voranschlag 2010 und mittelfristiger Finanzplan  

            Berichterstatter im Gemeinderat: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 
 

Der Voranschlag für das Finanzjahr 2010 sowie der mittelfristige Finanzplan für die Jahre 
2010 bis 2013 wurde im Einvernehmen mit dem Finanzreferenten von der 
Finanzverwaltung erstellt und am 03.12.2009 von der Gemeinderevision begutachtet.  
 

Der Entwurf schließt mit folgenden Zahlen ab: 
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 1. Ordentlicher Haushalt 

 Summe der Einnahmen  € 4.550.000,00 
 Summe der Ausgaben  € 5.154.000,00 
 Abgang  €    604.000,00- 
 
 2. Außerordentlicher Haushalt 

 Summe der Einnahmen  € 1.193.600,00 
 Summe der Ausgaben    € 1.193.600,00 
 Überschuss – Abgang  €      0,00 
 
Der Entwurf, welcher der Gemeinderevision vorgelegt wurde schloss mit einem Abgang 
in der Höhe von € 804.300,00 ab. Darin waren alle Personaleinsparungsmaßnahmen auf 
Grund der Stellungnahme zum Revisionsbericht bereits eingebaut. 
 

Es wurde von der Gemeindeabteilung ein Betrag in der Höhe von € 11.000,00 an 
Finanzzuweisungen eingebaut, welche im Jahre 2009 zurückgehalten wurden und im Jahr 
2010 ausgeschüttet werden. Zusätzlich wurden € 5.000,00 an Kommunalsteuer in den 
Voranschlag aufgenommen. Die Gemeinderevision teilte zudem auch mit, dass mit ca.     
€ 40.500,00 an zusätzlichen Ertragsanteilen zu rechnen ist. Es wurde auch eine 
Rücklagenzuführung in der Höhe von € 40.100,00 in den ordentlichen Voranschlag 
eingebaut.   
 

Bei der Straßenerhaltung wurde der Durchschnittswert, welcher € 1.100,-- pro Kilometer 
beträgt, herangezogen. Dies ergab in diesem Bereich einen errechneten genehmigten 
Bedarf in der Höhe von € 63.800,00. Es mussten somit € 58.800,00 eingespart werden. 
Auch bei der Straßenreinigung musste um  € 12.800,-- reduziert werden.  
 

Bei Anschaffungen und Investitionen sowie der Instandhaltungen der gemeindeeigenen 
Gebäude wurden uns im ordentlichen Haushalt € 41.400,-- heraus gestrichen.  
 

Durch eine telefonische Intervention des Gemeindeamtes konnte dieser Betrag noch um 
9.300,00 vermindert werden um letztendlich eine Einsparung in der Höhe von                 
€ 32.100,00 in diesem Bereich zu haben.  
 
Die Gebührenhaushalte wurden durchwegs ausgeglichen erstellt und belasten somit nicht 
den Haushalt der Gemeinde. 
 

Im Bereich des außerordentlichen Haushaltes wurden lediglich noch nicht abgeschlossene 
Vorhaben aus dem Jahr 2009 übertragen, soweit diese bereits bekannt sind, um  
Verzögerungen bei der Umsetzung zu vermeiden. Die restlichen Vorhaben werden mittels 
1. Nachtragsvoranschlages nach Vorlage des Rechnungsabschlusses ins Budget integriert.  
 

Der Finanzreferent wird vom Finanzausschuss so wie vom Gemeindevorstand 
aufgefordert, zusätzliche BZ-Mittel zu lukrieren, vor allem in Form von 
Sonderbedarfszuweisungen.  
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VERORDNUNG 
 
Der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2010 wird gemäß den Bestimmungen des § 86 der 
Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 66/1998, wie folgt festgestellt: 
 

§ 1 
 

Voranschlagsbeträge 
 
Die Voranschlagsbeträge werden nach den Postenverzeichnissen für den ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalt mit folgenden Gesamtsummen festgestellt: 
 
 

 1. Ordentlicher Haushalt 

 Summe der Einnahmen  € 4.550.000,00 
 Summe der Ausgaben  € 5.154.000,00 
 Abgang  €    604.000,00- 
     
 2. Außerordentlicher Haushalt 

 Summe der Einnahmen  € 1.193.600,00 
 Summe der Ausgaben    € 1.193.600,00 
 Überschuss – Abgang  €      0,00 
 
 
 
 3. Gesamtsummen 

 Summe der Einnahmen     € 5.743,600,00 
 Summe der Ausgaben  € 6.347,600,00 
 Abgang     €    604.000,00-   
 
 

§ 2 
 

Deckungsfähigkeit 
 

Antrag:  
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt daher im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 
Voranschlag 2010 mit dem mittelfristigen Finanzplan für die Jahre 2010 – 2013 sowie 
nachstehende Verordnung beschließen. 
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(1) Die Deckungsfähigkeit wird gem. § 10 GHO festgesetzt. Einsparungen einer 
Voranschlagsstelle dürfen zum Ausgleich eines Mehrerfordernisses einer anderen 
Voranschlagstelle nur innerhalb der Posten lt. Abs. 2 herangezogen werden (echte 
Deckungsfähigkeit). 

 Ordentliche Ausgaben innerhalb der Ansätze lt. Abs. 3 dürfen bis zur Höhe der 
 erzielten Einnahmen geleistet werden (unechte Deckungsfähigkeit). 
 

(2) Nachstehend angeführte Posten unterliegen der echten Deckungsfähigkeit lt. § 10 
Abs. GHO und sind gegenseitig deckungsfähig: 

 
Posten 0200,0420,0430,4000 
Posten 4000-4010 
Posten 4530-4559 
Posten 4560,4570,4590 
Posten 5000-5999 
Posten 4510,6000,6030 
Posten 6100,6110,6140,6160,6190,7201,7280,7290,7571 
Posten 6400-6429 
Posten 7000-7019 
Posten 8000-8080 
Posten 8100-8130 
Posten 8240-8259 
 

(3) Als unecht deckungsfähig lt. § 10 Abs. (3) GHO werden nachstehend angeführte 
Haushaltsansätze bestimmt: 

 
Ansatz 7700-7710 

 Ansatz 7101,8500,8510,8520,8170,8200,8270,8280,8530,8531,8532,8533,8534, 
8535,8536,8537,8538 

§ 3 
 

Kassenkredit 
 
Zur Verstärkung des Kassenbestandes dürfen Kassenkredite mit einem Maximalbetrag 
von € 600.000,- aufgenommen werden. 
 

§ 4 
 

Wirksamkeitsbeginn 
 
 
Die Verordnung tritt am 01.01.2010 in Kraft. 
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GV Elisabeth Lobnik: In den letzten Tagen und Wochen wurde über die Medien sehr viel 
über Verluste und Abgänge transportiert. Es gibt immer mehr Abgangsgemeinden. Ich 
sehe das Budget unserer Gemeinden deshalb so dramatisch, weil der Abgang in Wahrheit 
nicht 600.000 Euro sondern 900.000 Euro beträgt. Wir haben diesen aus eigener Kraft 
bereits mit über 100.000 Euro bei den Personalkosten eingespart. Trotzdem wurde uns 
dieser Abgang nochmals um 200.000 Euro durch Streichungen der Pflichtausgaben 
reduziert. Genau dies ist der Punkt, welcher für die Zukunft besorgniserregend ist. Wir 
werden den Qualitätsstandart bei der Straßenerhaltung sowie bei der Instandhaltung der 
gemeindeeigenen Gebäude nicht halten können. Ich wage es zu bezweifeln, ob die 
Gemeinde mit diesen Mitteln ihre Aufgaben überhaupt erfüllen wird können. Es wird eine 
Aufgabe und eine Herausforderung für den Bürgermeister, wie auch für uns alle sein, im 
Jahre 2010 zusätzliche Mittel aufzubringen.  
 
Vizebgm. Hans Georg Lopar: Ich kann mich dem nur anschließen, wir werden 
Prioritäten setzen müssen, noch mehr sparen und gemeinsam auftreten müssen.  
 
Bgm. Franz Josef Smrtnik: Mir ist die Lage durchaus bewusst. Ich finde es nicht richtig, 
dass immer nur bei den Kleinsten gespart wird. Wir werden eine gemeinsame Strategie 
entwickeln müssen um beim Land auch gemeinsam wesentlich kämpferischer auftreten 
müssen. Dabei werden wir auf jeden Fall auf unsere sehr extreme Randlage hinweisen 
müssen.  
 
GR Gertraud Urschitz: Die Situation des Gemeindevoranschlages ist durchaus 
dramatisch. Im Vorjahr hatten wir ja auch einen Abgang von 450.000 Euro. Ich stelle 
daher die Frage an die Finanzverwalterin, wo den die Differenz zwischen diesen beiden 
Budgets liegt und ersuche diese Frage zu protokollieren.  
 
Finanzverwalterin Michaela Kurnig: Der Unterschied liegt im Wesentlichen bei zwei 
Punkten. Einerseits ist dies der Rückgang der Haupteinnahmen der Gemeinde. Dass sind 
die Ertraganteile, dieser Rückgang besteht im Zusammenhang mit den Mindereinnahmen 
des Bundes auf Grund der Finanzkrise, aber auch durch den Bevölkerungsrückgang. 
Andererseits sind die von der Gemeinde zu leistenden Transferzahlungen nicht gesunken, 
sondern wurden zum Teil sogar erhöht.  
 
GV Ing. Helmut Malle: Die Zahlen sind dramatisch. Ich muss aber mit Freude feststellen, 
dass du Herr Bürgermeister, zunehmend kämpferischer wirst. Dies wird in Zukunft auch 
in Richtung Klagenfurt notwendig sein. Ich habe registriert, dass andere Gemeinden bei 
den Budgetverhandlungen wesentlich erfolgreicher ausgestiegen sind. Selbstverständlich 
habe ich Verständnis dafür, dass du dir als Neuling da schwer tust. Wir bieten dir unsere 
Unterstützung gerne an und hoffen, dass du diese auch annehmen wirst.  
 
GR Michael Arbeitstein. Ich ersuche alle Fraktionen, sich an einen Tisch zu setzen und 
ein ordentliches Konzept für die Verhandlungen in Klagenfurt zu erstellen.  
 
GR Christian Varch: Wir sprechen jedes Jahr über die Ertragsanteile. Auch ich bin 
dafür, dass wir noch mehr gemeinsam kämpfen müssen, insbesondere dafür, dass die 
Ertragsanteile nicht nur die Bevölkerungsanzahl, sondern auch die Fläche 
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berücksichtigen. Die kleineren Gemeinden müssen sich gegen die Großstädte 
durchsetzen, sonst werden wir die ländlichen Gebiete mittelfristig nicht mehr erhalten 
können.  
 
Bgm. Franz Josef Smrtnik: Bittet alle um Zustimmung zum Voranschlag, bedankt sich bei 
der Finanzverwalterin  Michaela Kurnig für die umsichtige Erstellung des Voranschlages 
sowie bei allen Fraktionen für die konstruktive Mitarbeit.  
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 

 

5. Verordnung Markt 

 Berichterstatter im Gemeinderat: GR Arbeitstein Michael 
 

Die drei Jahrmärkte, welche von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach veranstaltet 
werden, müssen durch eine Marktordnung geregelt werden. Es wurde bereits in den 60-
iger Jahren eine Verordnung erlassen, welche nunmehr auf den aktuellen Stand gebracht 
wurde.  
 
Von der Finanzverwaltung wurde eine Marktordnung erstellt und zur Überprüfung an das 
Amt der Kärntner Landesregierung übermittelt. Auch wurde der Landeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, der Kammer für Arbeiter und Angestellte und der 
Landwirtschaftskammer ein Exemplar übermittelt, zumal diese drei Kammern ein 
Anhörungsrecht haben.  
 
Die Kammer für Arbeiter und Angestellte und die Landwirtschaftskammer haben 
keinerlei Einwände gegen die Marktordnung erhoben. Lediglich die Wirtschaftskammer 
hat folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
„Grundsätzlich regen wir an, dass der Markt lediglich befugten Gewerbetreibenden zur 
Verfügung steht, um auch ein entsprechend gut sortiertes Warenangebot zu 
gewährleisten. Gerade die Vielfalt der verschiedenen Warengattungen ist für die 
Attraktivität eines Marktes unerlässlich. In vielen Fällen hat es sich bei Kärntner 
Märkten als störend erwiesen, dass zahlreiche ortsansässige Vereine anwesend waren, 
deren einzelne Stände nur sehr sporadisch besetzt waren, wodurch kein positiver 
Eindruck bei den Marktbesuchern erweckt wurde. Um den Markt auch von Trödler- und 
Flohmärkten entsprechend abzugrenzen, sollte die Marktordnung durch eine Einfügung 
in § 2 Abs. 2 sicher stellen, dass es sich um entsprechend neue Handelswaren handelt und 
nicht um gebrauchte Gegenstände, die von Privaten verkauft werden. 
 
Die Sparte Handel spricht sich gegen das Betreten der auf der Marktfläche abgestellten 
Transportmittel aus, da der Grund für die Kontrolle von Firmenfahrzeugen nicht 
ersichtlich ist.“ 
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Das Amt der Kärntner Landesregierung hat die Verordnung überprüft und für in Ordnung 
befunden. Es wurden lediglich kleinere Ergänzungen hinzugefügt. Auch die von der 
Wirtschaftskammer angemerkten Änderungen wurden von der zuständigen Abteilung 
nicht korrigiert. 
 
Antrag:  
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt im Wege des Gemeindevorstandes an 
den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge nachstehende Marktordnung  
beschließen.  

 
M A R K T O R D N U N G 

 

Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 
18.12.2009,  Zahl 2674-0/2009 mit welcher eine Marktordnung erlassen wird 
 
Gemäß den §§ 286 Abs. 1, 289 und 293 der Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. 
Nr. 194/1994,  zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2008, wird verordnet: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Marktordnung regelt die  Märkte der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 

 
 

§ 2 
 Markttage, Marktzeiten, Marktgebiete und Marktgegenstände 

 
(1) Die Jahrmärkte finden wie folgt statt: 
 
a.) Am 02. Mai (falls dieser Tag auf einen Sonntag fällt, gilt der nächste darauf 

folgende Wochentag als Markttag) findet in der Zeit von 07.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
am Hauptplatz (beidseitig der Bundesstraße B 82  beginnend nordseitig bei der 
Einbindung Ebriach und endend südseitig nach dem Anwesen der Marktstube „Zur 
Lotte“, Parz. Nr. 630/10, der Frühjahrsmarkt statt.  
 

b.) Am 02. Juli (falls dieser Tag auf einen Sonntag fällt, gilt der nächste darauf 
folgende Wochentag als Markttag) findet in der Zeit von 07.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
am Hauptplatz (beidseitig der Bundesstraße B 82  beginnend nordseitig bei der 
Einbindung Ebriach und endend südseitig nach dem Anwesen der Marktstube „Zur 
Lotte“, Parz. Nr. 630/10, der Sommermarkt statt. 
 

c.) Am 28. Oktober (falls dieser Tag auf einen Sonntag fällt, gilt der nächste darauf 
folgende Wochentag als Markttag) findet in der Zeit von 07.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
am Hauptplatz (beidseitig der Bundesstraße B 82  beginnend nordseitig bei der 
Einbindung Ebriach und endend südseitig nach dem Anwesen der Marktstube „Zur 
Lotte“, Parz. Nr. 630/10, der Simonimarkt statt. 
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(2)  Auf diesen Jahrmärkten sind folgende Marktgegenstände zugelassen: 
 

a) Hauptgegenstände: 
Alle im freien Verkehr zugelassenen Waren wie Textilien, Lebensmittel, 
Keramik und Geschirr, Spielwaren, Süßwaren, Schmuck- und 
Parfümeriewaren, landw. Produkte, Schuhwaren, Imkereiprodukte, 
Geschenksartikel, Lederwaren;   

 
b) Nebengegenstände: 

Gestecke, Reinigungsbedarf, Woll- und Strickwaren, Holzschnitzereien, 
Pokale sowie alte und neue Gebrauchsgegenstände; 

 
(3) Bei den unter § 2, Abs. 1, lit. a-c angeführten Märkten ist der Ausschank von 

Getränken sowie die Verabreichung von Speisen nach den Bestimmungen der 
geltenden Gewerbeordnung gestattet, wobei die Marktparteien die entsprechenden 
lebensmittel- und hygienerechtlichen Bestimmungen zu beachten haben.  

 

§ 3 

Vergabe und Verlust von Marktplätzen und Markteinri chtungen 

(1)  Die Vergabe der Marktplätze hat durch zivilrechtlichen Vertrag zwischen der 
Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach und Marktbesuchern zu erfolgen. Die Vergabe wird 
von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach unter Berücksichtigung der jeweils 
gegebenen örtlichen Marktverhältnisse vorgenommen. Hierbei hat die Gemeinde neben 
der Bedachtnahme auf den auf dem Markt zur Verfügung stehenden Raum darauf zu 
achten, dass jede der auf dem Markt zugelassenen Waren der Warengruppen, die einen 
Hauptgegenstand des Marktverkehrs bilden, in entsprechender Qualität durch eine 
genügende Zahl von Marktbesuchern feilgehalten wird. Die Vergabe gilt nur für den 
jeweiligen Markt.  

 

(2)   Wegen eines schwerwiegenden Verstoßes oder wegen wiederholter Verstöße  
gegen die §§ 5 oder 6 dieser Verordnung hat die Marktgemeinde die weitere Ausübung 
der Markttätigkeit auf einem bestimmten Marktplatz zu untersagen. In diesem Fall darf 
der Marktplatz neu vergeben werden.       

 
§ 4 

Anträge auf Marktplätze und Vormerkung 

(1) Für die Märkte gemäß § 2 Abs. 1 sind die Marktplätze bei der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach schriftlich bis spätestens 2 Wochen vor dem jeweiligen Markt zu 
beantragen. Ansuchen können auch per Fax oder E-Mail übermittelt werden. Die mit 
jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken trägt der Absender (z.B. Übertragungsfehler, 
Verlust des Schriftstückes).  

 

(2) Aus dem Ansuchen müssen der Name und die Anschrift der Marktpartei, die Größe des 
benötigten Marktplatzes sowie die Marktgegenstände, die zum Verkauf gelangen sollen, 
hervorgehen. 
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(3) Mit der Anmeldung unterwirft sich der jeweilige Teilnehmer der bestehenden 
Marktordnung. Die vollzogene Anmeldung ist für die Marktpartei bindend, schließt 
jedoch noch nicht das Recht auf Zuweisung eines Marktplatzes ein. 

 

(4) Marktplätze werden jeweils nur für einen Markt vorgemerkt. 
 

§ 5 
Allgemeine marktbehördliche Bestimmungen 

(1) Auf den Marktplätzen dürfen nur dem Vergabezweck entsprechende Tätigkeiten ausgeübt 
werden. 

 

(2)      Auf Märkten dürfen die Marktplätze frühestens eine Stunde vor Marktbeginn bezogen 
werden. Marktplätze sind bis spätestens eine Stunde nach Marktbeginn zu beziehen und 
bis spätestens eine Stunde nach Marktende geräumt und gereinigt zu verlassen.  

 
 
  Wenn ein vorgemerkter Marktbesucher den Marktplatz nicht rechtzeitig           
bezieht, darf der Marktplatz neu vergeben werden. Bei Neuvergabe           
          während des Marktes ist der Marktplatz längstens innerhalb einer Stunde   
 zu beziehen. 
 

1. Fahrzeuge, mit denen die Warenzufuhr erfolgt, sind sofort zu entladen und von der 
Marktfläche zu entfernen.  

 

2. Auf den Märkten hat sich jedermann so zu verhalten, dass die öffentliche Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit nicht gestört, der Schutz der Gesundheit von Menschen nicht 
beeinträchtigt und die Verschleppung von Krankheiten von Pflanzen oder Tieren 
vermieden wird.    

 

3. Inhaber des Marktplatzes haben den an sie vergebenen Marktplatz mit ihrem Namen 
(äußere Geschäftsbezeichnung) sichtbar zu versehen. 

 

§ 6 

Ausweisleistung und Überwachung 

(1) Inhaber des Marktplatzes sowie ihre mittätigen Familienangehörigen und Bediensteten 
haben sich über Verlangen der Marktaufsichtsorgane auszuweisen. 
 

(2) Das Betreten der auf der Marktfläche abgestellten Transportmittel, mit denen 
Marktgegenstände transportiert werden, der Marktplätze und der sonstigen 
Markteinrichtungen ist den Marktaufsichtsorganen der Gemeinde jederzeit zu gestatten. 
Diese haben jede nicht unbedingt erforderliche Störung oder Behinderung des Marktes zu 
vermeiden.  

 
§ 7  

Marktgebühren  

(1) Für die Benützung der Marktplätze und der Markteinrichtungen auf Märkten sind an die 
Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach Gebühren zu entrichten, deren Höhe in einem 
gesonderten Tarif festgehalten wird.  
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(2) Zahlungspflichtig ist derjenige, an den ein Marktplatz oder eine Markteinrichtung 
vergeben worden ist, oder der sie tatsächlich benützt.  
 

(3) Die Marktgebühren werden mit der Vergabe des Marktplatzes oder der 
Markteinrichtung für die Dauer der Marktveranstaltung bzw. für die vorgesehene 
Benützungszeit fällig. 
 

(4) Werden vergebene Marktplätze oder Markteinrichtungen überhaupt nicht oder nur 
teilweise in Anspruch genommen, erfolgt keine Rückerstattung der Marktgebühren. 

 

§ 8 

In-Kraft-Treten 

Diese Marktordnung tritt mit  01.01.2010  in Kraft. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 
 

6. Verordnung Zweitwohnsitzabgabe 
           Berichterstatter im Gemeinderat: GR Michael Arbeitstein 
 
Der Verfassungsgerichtshof hat am 20. Juni 2009 mit dem Erkenntnis V 11/09 die 
Zweitwohnsitzabgabeverordnung einer Kärntner Gemeinde als gesetzwidrig aufgehoben. 
Gemeinsam mit der Abteilung 3 – Gemeinden wurde ein Konzept erarbeitet, welches den 
Gemeinden eine – vom VfGH geforderte – Durchschnittsbetrachtung ermöglichen und 
eine neue (rechtskonforme) Verordnungserlassung erleichtern soll. 
 
Aus diesem Grund wurden sämtliche Erfordernisse an den Gemeindbund übermittelt. 
Diese Erhebung ergab, dass sich die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach bei dem 
Verkehrswert (Baugrundstücke) im unteren Drittel bei den Belastungswerten im Kärntner 
Mittelfeld befindet.  
 
Da die Gemeinde als Abgangsgemeinde bis dato den Höchstbemessungssatz 
vorgeschrieben hat, ist die Verordnung des Gemeinderates vom 28.06.2006 aufzuheben 
und eine neue Verordnung zu erlassen. 
 

 
 

Antrag:  
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt daher im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 
nachstehende Verordnung beschließen.  
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V  E  R  O  R  D  N  U  N  G 
 

 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom  18.12.2009 , Zahl -
2674-0/2009, mit welcher eine Abgabe von Zweitwohnsitzen ausgeschrieben wird 
 
Gemäß § 1 und § 7 des Kärntner Zweitwohnsitzabgabengesetzes – K-ZWAG, LGBl. Nr. 
84/2005, wird verordnet: 
 

§ 1 
Ausschreibung 

 
Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach schreibt eine Abgabe von Zweitwohnsitzen aus. 
 
 

§ 2 
Abgabengegenstand 

 
(1) Als Zweitwohnsitz im Sinne dieses Gesetzes gilt jeder Wohnsitz, der nicht als 

Hauptwohnsitz verwendet wird. 

(2) Der Hauptwohnsitz einer Person ist dort begründet, wo sie sich in der erweislichen 
oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht niedergelassen hat, hier den 
Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen zu schaffen; trifft diese sachliche 
Voraussetzung bei einer Gesamtbetrachtung der beruflichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Lebensbeziehungen einer Person auf mehrere Wohnsitze zu, so hat 
sie jenen als Hauptwohnsitz zu bezeichnen, zu dem sie das überwiegende 
Naheverhältnis hat (Art. 6 Abs. 3 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930, 
zuletzt in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 106/2005).  

(3) Ein Wohnsitz einer Person ist dort begründet, wo sie eine Wohnung innehat unter 
Umständen, die darauf schließen lassen, dass sie die Wohnung beibehalten und 
benützen wird (§ 24 Abs. 1 der Landesabgabenordnung 1991, LGBl. Nr. 128). 

(4) Als Wohnungen gelten eingerichtete, also für Wohnzwecke entsprechend 
ausgestattete Räumlichkeiten, die vom Inhaber ohne wesentliche Veränderung zur 
Deckung eines, wenn auch nur zeitweiligen Wohnbedarfes verwendet werden können.  

 
§ 3 

Ausnahmen von der Abgabepflicht 
 

(1) Nicht als Zweitwohnsitze gelten 
a) Wohnungen, die zu Zwecken der gewerblichen Beherbergung von Gästen oder der 

Privatzimmervermietung verwendet werden, 
b)  Wohnungen im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes, die für land- 

oder forstwirtschaftliche Betriebszwecke, wie etwa die Bewirtschaftung von Almen 
oder Forstkulturen, erforderlich sind, sowie Jagd- und Fischerhütten, 
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c) Wohnungen, die für Zwecke des Schulbesuches, der Berufsausbildung oder der 
Berufsausübung erforderlich sind, 

d) Wohnungen, die zur Unterbringung von Dienstnehmern erforderlich sind,  
e) Wohnungen, die auch als Hauptwohnsitz verwendet werden, 
f) Wohnungen, die vom Inhaber aus gesundheitlichen oder altersbedingten Gründen 

nicht mehr als Hauptwohnsitz verwendet werden können, 
g)  Wohnungen auf Kleingärten im Sinne des § 1 des Kleingartengesetzes, BGBl. Nr. 

6/1959, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2001 und 
h)  Wohnwägen. 

(2) Verfügungsrechte über Wohnungen nach Abs. 1 lit. a, die über die übliche 
gewerbliche Beherbergung von Gästen oder die Privatzimmervermietung 
hinausgehen, und Wohnungen nach Abs. 1 lit. c und d, die nicht ausschließlich zum 
jeweils angeführten Zweck verwendet werden, schließen die Ausnahme von der 
Abgabepflicht aus. 

 
 

§  4 
Abgabenschuldner und Haftung 

 
(1) Abgabenschuldner ist der Eigentümer der Wohnung, der diese selbst als 

Zweitwohnsitz verwenden kann oder sie einem Dritten zu diesem Zweck unentgeltlich 
überlässt. Miteigentümer schulden die Abgabe zur ungeteilten Hand; dies gilt nicht, 
wenn mit dem Miteigentumsanteil das dingliche Recht auf ausschließliche Nutzung 
einer Wohnung (Wohnungseigentum) verbunden ist. 

(2)Wird die Wohnung länger als ein Jahr zur Verwendung als Zweitwohnsitz vermietet, 
verpachtet oder sonst entgeltlich überlassen, ist Abgabenschuldner der Inhaber 
(Mieter, Pächter, Fruchtnießer udgl.) der Wohnung.  

(3) Im Falle der Vermietung oder Verpachtung der Wohnung oder deren sonstigen 
entgeltlichen Überlassung als Zweitwohnsitz (Abs. 2) haftet der Eigentümer 
(Miteigentümer) der Wohnung für die Abgabenschulden des letzten vorangegangenen 
Kalenderjahres. Die Geltendmachung der Haftung des Eigentümers (Miteigentümers) 
der Wohnung hat durch Bescheid zu erfolgen.  

(4) Die Haftung des Eigentümers (Miteigentümers) der Wohnung nach Abs. 3 tritt nicht 
ein, wenn er der Gemeinde den Beginn und die Beendigung der Vermietung, 
Verpachtung oder sonstigen entgeltlichen Überlassung der Wohnung zur Verwendung 
als Zweitwohnsitz innerhalb eines Monats nach dem Eintritt dieser Umstände 
nachweislich bekannt gibt.  

 
 

§ 5 
Entstehen und Dauer der Abgabepflicht 

 
(1) Der Abgabenzeitraum dauert vom 1. Jänner bis zum 31. Dezember des 

Kalenderjahres. 
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(2) Die Abgabepflicht entsteht mit Beginn des Monats, in dem die Wohnung als Zweit-
wohnsitz verwendet werden kann, und endet mit Ablauf des Monats, in dem die 
Wohnung als Zweitwohnsitz verwendet werden kann. 

(3) Ändert sich während des Kalenderjahres die Person des Abgabenschuldners, hat jeder 
Abgabenschuldner die Abgabe anteilsmäßig, jeweils berechnet nach ganzen Monaten, 
zu entrichten. Ändert sich während des Kalendermonats die Person des 
Abgabenschuldners, ist die Abgabe für diesen Monat allein vom neuen 
Abgabenschuldner zu entrichten, wenn dieser innerhalb dieses Monats mehr als zwei 
Wochen die Wohnung als Zweitwohnsitz verwenden kann, anderenfalls hat der alte 
Abgabenschuldner für diesen Monat allein die Abgabe zu entrichten.  

(4) Ändert sich während des Kalenderjahres die Art der Verwendung der Wohnung, ist 
die  Abgabe für die Dauer der Verwendung als Zweitwohnsitz anteilsmäßig, jeweils 
berechnet  nach ganzen Monaten, zu entrichten.  

(5) Für die Neuerrichtung oder die Änderung einer Wohnung, die als Zweitwohnsitz 
verwendet wird, gilt Abs. 4 sinngemäß.  

 
§ 6 

Fälligkeit und Entrichtung der Abgabe 
 

(1) Die Abgabe ist jeweils am 1. Dezember fällig und vom Abgabenschuldner bis zum 
15. Dezember zu bemessen und an die Gemeinde zu entrichten. 

(2) Endet die Abgabepflicht vor dem Ablauf des Kalenderjahres ist die Abgabe an dem 
diesen Zeitpunkt folgenden übernächsten Monatsersten fällig und bis zum 15. des-
selben Monats zu entrichten. 

 
§ 7 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe 
 

(1) Die Abgabe wird nach der Nutzfläche der Wohnung bemessen. Als Nutzfläche gilt die 
gesamte Bodenfläche einer Wohnung gemäß § 2 Z 5 Kärntner 
Wohnbauförderungsgesetz 1997 – K-WBFG 1997, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Höhe der Abgabe beträgt pro Monat: 
a) bei Wohnungen mit einer Nutzfläche bis 30 m²      6 Euro, 
b) bei Wohnungen mit einer Nutzfläche von mehr als 30 m² bis 60 m²  12 Euro, 
c) bei Wohnungen mit einer Nutzfläche von mehr als 60 m² bis 90 m²  23 Euro und 
d) bei Wohnungen mit einer Nutzfläche von mehr als 90 m²   33 Euro 
 

(3) Die Höhe der Abgabe verringert sich um jeweils 10 v.H. der festgelegten 
Abgabenbeträge, wenn die Wohnung über keine Zentralheizung, keine elektrische 
Energieversorgung oder keine Wasserentnahmestelle in der Wohnung verfügt. 

(4) Der Abgabenschuldner hat auf Verlangen der Abgabenbehörde die erforderlichen 
Planunterlagen zur Ermittlung der Nutzfläche der Wohnung zu übermitteln.  

 
§ 8 
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Schlussbestimmungen 
 

(1) Diese Verordnung tritt am 01.01.2010 in Kraft.  
 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des 
Gemeinderates vom 28.06.2006, Zahl: 1480-0/2006 außer Kraft.  

 
 
Bgm. Franz Josef Smrtnik. Ich wundere mich, dass wir nicht die Höchsttarife festsetzen 
dürfen, und in der Betrachtung der Ausgaben nur im Mittelfeld liegen. Uns wird immer 
wieder vorgeworfen, wir hätten die höchsten Ausgaben. Dies gehört aufgeklärt, oder wir 
sollen trotzdem unabhängig von der Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes die 
Höchstwerte verordnen.  
Frage an den Amtsleiter ist dies möglich?  
 
AL Ferdinand Bevc: Wir müssen uns an die gesetzlichen Bestimmungen und an die 
Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes halten, weil ansonsten die Verordnung die 
Rechtsgültigkeit nicht erlangen kann.  
 
GR Christian Varch: Im Endeffekt müssen die Gesetze eingehalten werden. Ich muss  dem 
Bürgermeister aber Recht geben, wir sind bei der Beurteilung der Einnahmenerzielungen 
immer nur im Mittelfeld, und  die Ausgaben werden uns mit dem Argument gekürzt, dass 
wir viel zu hoch liegen.  
 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

7. Verordnung; öffentliches Gut – Bo�i�  VerwaltungsGmbH. 
                Berichterstatter im Gemeinderat: GR Mag. Dr. MSc Andreas Jerlich 
 
Wie in der Gemeinderatssitzung vom 11.11.2009, Zahl 2367-0/09, beschlossen, übergibt 
die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach an die Fa. Bo�i �  VerwaltungsGmbH., 9133 
Blasnitzen 19,  aus dem Gutsbestand der Liegenschaft EZ 1217, Grundbuch 76217 
Rechberg, ein Trennstück im Ausmaß von 1.706 m² des Grundstückes 712/15. Für die 
Grundbuchsdurchführung ist es daher notwendig nachstehende Verordnung zu 
beschließen: 
 

V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 18.12.2009, Zahl 2674-
0/2009, womit gemäß § 14 der K-AGO, LGBl. Nr. 66/68, idgF., das Trennstück 8 der 
Parzelle Nr. 712/15, KG 76217 Rechberg, im Ausmaß von 1.706 m². laut Teilungsplan 
der Ziviltechniker-OEG Gressl & Oberressl, 9100 Völkermarkt, Mettinger Straße 21, GZ 
1152/07, vom  17.12.2008, aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Eisenkappel-
Vellach ausgeschieden wird.  

§  1 
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Das Trennstück 8 der Parzelle Nr. 712/15, KG 76217 Rechberg, im Ausmaß von 1706 
m², lt. Teilungsplan der Ziviltechniker-OEG Gressl & Oberressl, 9100 Völkermarkt, 
Mettinger Straße 21, GZ 1152/07, vom  17.12.2008, wird aus dem öffentlichen Gut der 
Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ausgeschieden. 
 

§ 2 
 
Diese Verordnung tritt nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie angeschlagen wurde.  
 

 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

8. Woschtlquelle; Grundtausch Dr. Piroutz 
               Berichterstatter im Gemeinderat: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
 
Woschtlquelle; Grundtausch Dr. Piroutz  
 
Im Zuge der von der Gemeinde im Auftrag gegebenen Vermessung des Lobnigbaches im 
Bereich der Woschtlquelle, wurde einerseits der neue Bachlauf vermessen und dem 
öffentlichen Wassergut, Republik Österreich zugeschrieben und andererseits das 
Quellschutzgebiet zum Grundstück 288/120, KG Eisenkappel vereint, dass durch einen 
sechs Meter breiten Zufahrtsstreifen erschlossen wird. Im Gegenzug wird der Grossteil 
der im Jahre 2006 von Frau Helga Mikisch erworbenen Parzelle 288/49 im Ausmaß von 
1.167 m² der Liegenschaft EZ 553, des Herrn Dr. Richard Piroutz übertragen.  
 
Der beiliegende - vom Notariat Traar und Locnikar, 9500 Villach - erstellte 
Tauschvertrag beinhaltet zusätzlich zu den Grundstücksübertragungen das Recht für den 
Anrainer Dr. Piroutz, dass Grundstück 288/119 zum Zwecke der Holznutzung mit 
Fahrzeugen aller Art zu benützen und die Parzelle 288/120 auf der im Teilungsplan 
gekennzeichneten Trasse, (entlang des Bachbettes) als Streifweg für Holzrücken, im 
Rahmen der üblichen Waldbewirtschaftung, zu nutzen. Hiebei ist die Widmung als 
Quellschutzgebiet zu berücksichtigen.  
 
Inzwischen hat Hr. Dr. Piroutz über eine noch im Eigentum der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach befindliche Parzelle (288/49) eine Forststraße widerrechtlich 
errichtet. Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach hat im Jahre 2008 sofort nach dem sie 
davon in Kenntnis gesetzt  wurde eine Klage gegen Herrn Dr. Piroutz eingebracht. 
Mittlerweile wurde dieses Verfahren ausgesetzt und versucht, neuerlich Herrn Dr. Piroutz 
eine für beide Seiten gangbare Lösung zu finden.  

Antrag:  
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 
Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die oa. Verordnung 
beschließen.  
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Nach den Verhandlungen mit Hr. Dr. Piroutz liegen nun zwei Varianten zur Auswahl vor: 
Die erste Variante beinhaltet einen Grundstückstausch mit welchem die Gemeinde jene 
Flächen von Dr. Piroutz erhält, welche sowohl für den Quellschutz der Woschtlquelle, 
wie auch für diverse Instandsetzungsmaßnahmen für die Quellfassung notwendig sind 
(Vermessungsurkunde vom 03.08.2007) und Hr. Dr. Piroutz erhält jene Flächen die 
südlich des Quellschutzgebietes liegen, auf welchen sich auch die von ihm errichte neue 
Forststraße befindet. Bei dieser Variante verbleibt die Runse östlich der neuen Parzelle 
Nr. 288/120 im Eigentum des Herrn Dr. Piroutz. Gerade in dieser Runse – so vermutet 
Herr Dr. Poltnig - könnte sich die Quelle selbst befinden und die Gemeinde hätte im Falle 
einer Sanierung der Quellfassung wiederum eine Abhängigkeit von Herrn Dr. Piroutz. 
 
Mit der zweiten Variante würde auch die etwa drei Meter breite und ca. 60 Meter lange 
Runse ebenfalls in das Eigentum der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach gelangen. Herr 
Dr. Piroutz verlangt jedoch für dieses Stück einen Freibezug von 2.000 Liter pro Tag, was 
Kosten von 600 Euro jährlich verursachen würde.  
 
Die in der Gemeindevorstandsitzung vom November geforderte Nachverhandlung mit 
Herrn Dr. Piroutz ergab kein anderes Ergebnis. Herr Dr. Piroutz hat der Gemeinde drei 
Varianten zur Auswahl gegeben und für ihn gibt es in diesem Punkt keinerlei 
Alternativen.  
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass von Seiten des Herrn Dr. Piroutz ein klares und 
unmissverständliches sowie unverrückbares Angebot, in zwei Varianten gestellt wurde. 
Ein Vertrag kann nur unterzeichnet werden, wenn beide Vertragspartner diesen 
zustimmen.  
 

  
GV Ing. Helmut Malle: Wir waren bei der letzten GV Sitzung mit den  angeführten 
Tauschbedingungen nicht einverstanden und verlangten daher Nachverhandlungen. 
Diese waren offensichtlich nicht erfolgreich und wir können uns mit den 
Tauschbedingungen nicht identifizieren. Trotzdem werden wir dem Punkt zustimmen, 
zumal bereits Gefahr in Verzug besteht und wir die Wasserversorgung in Bad 
Eisenkappel auf jeden Fall nicht in Gefahr bringen wollen.  
 
Vizebgm. Hans Georg Lopar: Auch wir werden diesem Punkt wohl oder Übel zustimmen 
müssen, auch wenn uns Herr Dr. Piroutz hinlänglich bekannt ist.  
 
BGM Franz Josef Smrtnik: Ich gebe zu, dass ich mit dem Verhandlungsergebnis auch 
nicht zufrieden bin. Wir werden aber die „Krot“ schlucken müssen.  
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

Antrag:  

 
Der Gemeindevorstand stellt den Antrag, der Gemeinderat möge sich für die Variante 
zwei entscheiden und den Grundstückstausch lt. vorliegendem Bericht vornehmen. 
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9. Antrag BZÖ-Gemeinderäte; Erweiterung der Straßenbeleuchtung 

               Berichterstatter im Gemeinderat: GR Mag. Dr. MSc Andreas Jerlich 
 
Die Gemeinderäte der Freiheitlichen in Bad Eisenkappel – BZÖ haben gemäß § 41 K-
AGO an den Gemeinderat nachstehenden Antrag gestellt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Im Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen wurde dieser Antrag eingehend diskutiert 
und die Sinnhaftigkeit der Erweiterung der Straßenbeleuchtung erkannt.  Für das 
vorerwähnte Teilstück soll eine Kostenschätzung (wenn möglich für Solarlampen) 
eingeholt werden. Da im Budget  Straßenbeleuchtung für eine Erweiterung keine Mittel 
vorhanden sind, soll eine Finanzierung durch den Finanz- und Tourismusreferenten 
gesucht werden.  
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Vizebgm. Hans Georg Lopar: Ich bitte den Herrn Finanzreferenten, dass er gemeinsam 
mit mir dafür Sorge trägt, dass die dafür notwendigen Mittel aufgebracht werden. 
 
Bgm. Franz Josef Smrtnik: Wir werden in  Zukunft uns vielmehr um Alternativlösungen 
bemühen müssen. So könnten wir beispielsweise Batterielampen anschaffen und diese auf 
verschiedenen Stellen deponieren.  
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

10. Antrag ÖVP-Gemeinderäte; Wege und Geländersanierungen 
              Berichterstatter im Gemeinderat: Vizebgm. Harald Kogelnik 
 
Die ÖVP-Gemeinderäte haben gemäß § 41 K-AGO folgenden Antrag gestellt:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag:  
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 
Gemeindevorstand an den Gemeinderat den einstimmigen Antrag, die Erweiterung der 
Straßenbeleuchtung zu beschließen, wenn die Mittel durch den Finanz- und 
Tourismusreferenten aufgebracht werden. 
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Dieser Antrag wurde im Ausschuss eingehend diskutiert und dabei festgestellt, dass 
bereits Vorbereitungen für Sanierungsmaßnahmen getroffen wurden bzw. in Gange sind. 
Der Gehsteig von der ehem. Bahnhofszufahrt zum Gasthaus Piroutz soll gemeinsam mit 
dem Bauhof der Straßenmeisterei abgetragen und saniert werden. Aus diesem Grunde 
wurde auch der am Gehsteig bestehende bereits schadhafte Kastanienbaum geschlägert. 
Am Friedhofsweg werden laufend Sanierungsmaßnahmen durchgeführt, wobei im 
kommenden Frühjahr ein Teil der bereits losen Pflastersteine entfernt  und der Weg 
saniert werden soll.  

 
GV Elisabeth Lobnik: Ich hätte eine Bitte an die Mitglieder des Gemeinderates, in 
Hinkunft bei solchen Punkten zuerst den Kontakt mit den entsprechenden  Sachbearbeiter 
der Gemeinde aufzunehmen und die notwendigen Informationen einzuholen. Derartige 
Anträge die schon als Erledigt zu betrachten sind, sind trotzdem in den Gremien zu 
behandeln und verursachen unnötige Kosten. 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 
 

 
 
 
Eintreffen Dr. Stefan Merka�  
 

 
 
 

11. Antrag ÖVP-Gemeinderatsfraktion; Sanierung der Totenhalle 
          Berichterstatter im Gemeinderat: Vizebgm. Harald Kogelnik 
 
 
Die Gemeinderäte der ÖVP Eisenkappel-Vellach haben gemäß § 41 K-AGO folgenden 
Antrag gestellt:  
 
 

Antrag:  
 
Aus den vorangeführten Gründen stellt der Ausschuss für Umweltschutz und 
Bauwesen im Wege über den Gemeindevorstand an den Gemeinderat mit einer 
Gegenstimme den Antrag,  
dieser möge den Antrag der ÖVP-Gemeinderatsfraktion als erledigt betrachten.  
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Im Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen wurde dieser Antrag eingehend diskutiert 
und dabei wurde festgestellt, dass auch in diesem Fall die Vorbereitungsmaßnahmen  
bzw. Planung und Einholung von Kostenschätzungen getätigt wurden. Da die Planung 
noch nicht vollständig abgeschlossen ist und weiters die Preise laut Auskunft der 
Verwaltungsgemeinschaft Völkermarkt im Herbst immer bedeutend höher sind, soll die 
Neueindeckung inklusive Dachrinnen, Ablaufrohre etc. aus Kostenersparnisgründen im 
Frühjahr 2010 durchgeführt werden. 
 



Niederschrift GR-Sitzung  am 18.12.2009                             Zahl: 2674-0/2009 - 27 - 

 
 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

12. Antrag gem. § 41 K-AGO – Heizkostenzuschuss 
               Berichterstatter im Gemeinderat: Vizebgm. Harald Kogelnik 
 
In der Sitzung des Gemeinderates vom 11.11.2009 wurde von den SPÖ-Gemeinderäten  
nachstehender Antrag gem. § 41 K-AGO eingebracht: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Antrag:  
 
Aus den vorangeführten Gründen stellt der Ausschuss für Umweltschutz und 
Bauwesen im Wege über den Gemeindevorstand an den Gemeinderat mit einer 
Gegenstimme  den Antrag, dieser möge den Antrag der ÖVP-Gemeinderatsfraktion als 
erledigt betrachten.  
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Hierzu wäre zu sagen, dass aufgrund der derzeitigen finanziellen Lage aus dem 
Gemeindebudget keine Mittel lukreiert werden können.  
 
Der Bürgermeister hat sich aber bereit erklärt, von seinem Bürgermeistergehalt pro 
Person € 10,-- zur Verfügung zu stellen. Auch Herr Vizebürgermeister Harald Kogelnik 
stellt von seinem Gehalt € 5,-- pro Antragsteller zur Verfügung. Für beide wurde ein 
Schreiben verfasst, welches den Antragstellern ausgehändigt wird. 
 
Die Auszahlung der beiden Spenden erfolgt bereits seit ca. drei Wochen. 
 
Herr Vizebgm. Lopar hat vorgeschlagen, dass die Differenzzahlung für den 
Heizkostenzuschuss aus dem Sozialfonds der Gemeinde ausbezahlt werden soll. Dieser 
Vorschlag wurde vom Bürgermeister sowie vom Vizebgm. Kogelnik Harald nicht 
angenommen, zumal diese beiden aus freien Stücken die Aufzahlung mit ihren privaten 
Mitteln aufbringen wollen.  
 
 

 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 
 
13.  Atomkraftfrei leben – Raus aus Euratom; Resolution 
          Berichterstatter im Gemeinderat: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 
 
Der EURATOM-Vertrag aus dem Jahre 1957 bewirkt, dass jährlich 40 Mio. Euro (Quelle 
parl. Anfragebeantwortung 2004) aus Österreich in die Atomenergie fließen. Die 
Atomenergiewirtschaft wäre nicht wettbewerbsfähig, wenn sie nicht vielfache direkte und 
indirekte Förderung bekäme. Atomkraftwerke überschwemmen den Markt mit „billigem“ 
Strom, der unter anderem als Pumpstrom für Speicherkraftwerke verwendet wird. Das 
Risiko allerdings trägt die Öffentlichkeit, da Atomkraftwerke nur zu einem winzigen 
Bruchteil der möglichen Schadenshöhen versichert sind. Auch die Hypothek des 
radioaktiven Abfalls, welche ob mit oder ohne Lager im Grunde nicht verantwortbar ist, 
lastet letztlich – v.a. auf der künftigen – Allgemeinheit. All dies führt zu einer massiven 
Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten erneuerbarer Energiequellen. Das Europäische 
Parlament hat nach wie vor keine Mitentscheidungsmöglichkeit bei der Finanzierung von 
Atomkraftwerken durch die EURATOM-Milliardenkredite. 
 

Antrag:  
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt im Wege des Gemeindevorstandes 
an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den Antrag als erledigt 
betrachten.  
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Atomenergie und alle damit verbundenen ungelösten Probleme im gesamten 
Produktionszyklus sind kein taugliches Mittel für eine rasche und nachhaltige 
europäische Klimaschutzpolitik. Diese ist jedoch unumgänglich. Daher ist es längst 
überfällig, alle finanziellen Mittel aus der Förderung der Atomenergie abzuziehen und 1:1 
den Technologien zur Energiegewinnung aus erneuerbaren Quellen und zur 
Effizienzsteigerung zuzuführen. 
 
Die rechtliche Machbarkeit eines Ausstiegs aus EURATOM ist mittlerweile durch drei 
Gutachten belegt. Unabhängig voneinander kommt Univ.-Prof. Michael Geistlinger, 
Universität Salzburg, Dr. Manfred Rotter, Universität Linz, sowie Univ.-Prof. Dr. 
Bernhard Wegener, Universität Erlangen-Nürnberg, zu dem Schluss, dass es „kraft des 
Völker-Gewohnheitsrechts, das durch Art. 56 der Wiener Vertragskonvention (WKV) 
kodifiziert wurde“ möglich ist, aus dem EURATOM-Vertrag auszusteigen, ohne die EU-
Mitgliedschaft in Frage zu stellen. Soweit erforderlich, können Euratom-Bestimmungen 
in andere EU-Verträge bzw. in bilaterale Abmachungen übergeführt werden. 
�
In Österreich haben sich bereits alle neun Landtage mit einer Resolution für den Ausstieg 
Österreichs aus der Europäischen Atomgemeinschaft – aus Euratom – ausgesprochen. 
 
Neben vielen Gemeinden sowie den neun Landtagen fordern auch mehr als 50 
Organisationen und Vereine, dass Österreich seine jährlich Millionen Euro Zahlungen an 
die Europäische Atomgemeinschaft einstellt und die Mitgliedschaft bei Euratom kündigt.  
 

 
 
 

RESOLUTION für „RAUS aus EURATOM“ 

 

Die unterzeichneten Gemeinderätinnen und Gemeinderäte stellen gemäß § 6 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderats der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/�elezna 
Kapla-Bela folgenden 

 
Resolutionsantrag: 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/�elezna Kapla-Bela fordert 
die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung auf, im Sinne einer aktiven, 
glaubwürdigen Antiatompolitik den Austritt Österreichs aus EURATOM, der 
europäischen Atomgemeinschaft, umgehend und konsequent zu betreiben. 
 

Antrag:  
 
Der Land und Forstwirtschaft sowie Energiesausschuss stellt im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 
nachstehende Resolution beschließen:   
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Begründung: 
Der EURATOM-Vertrag aus dem Jahre 1957 bewirkt, dass jährlich 40 Mio. Euro (Quelle 
2004) aus Österreich in die Atomenergie fließen. Die Atomenergie wäre nicht 
wettbewerbsfähig, wenn es Fördermittel nicht gäbe. Atomkraftwerke überschwemmen 
nach wie vor den Markt mit billigem Strom, der unter anderem als Pumpstrom für 
Speicherkraftwerke verwendet wird.  
 

Das Risiko allerdings trägt die Öffentlichkeit, da Atomkraftwerke nicht versichert sind 
und auch für die Entsorgung des radioaktiven Abfalls europaweit noch immer keine 
Lösung zur Verfügung steht. Das führt zu einer massiven Wettbewerbsverzerrung zu 
Ungunsten erneuerbarer Energiequellen. Das europäische Parlament hat nach wie vor 
keine Mitentscheidungsmöglichkeit bei der Finanzierung von Atomkraftwerken durch die 
EURATOM-Milliardenkredite. 
 

Atomenergie und alle damit verbundenen ungelösten Probleme im gesamten 
Produktionszyklus sind kein taugliches Mittel für eine rasche und nachhaltige 
europäische Klimaschutzpolitik. Diese ist jedoch unumgänglich. Daher ist es längst 
überfällig, alle finanziellen Mittel aus der Förderung der Atomenergie abzuziehen und 1:1 
der Entwicklung von Technologien zur Energiegewinnung aus erneuerbaren Quellen 
zuzuführen. 
 

Die rechtliche Machbarkeit eines Ausstiegs aus EURATOM ist mittlerweile durch drei 
Gutachten belegt. So kommen Univ.-Prof. Michael Geistlinger, Universität Salzburg, Dr. 
Manfred Rotter, Universität Linz, sowie Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wegener, Universität 
Erlangen-Nürnberg unabhängig von einander zu dem Schluss, dass es „Kraft des 
Völkergewohnheitsrechts, das durch Art. 56 der Wiener Vertragskonvention (WKV) 
kodifiziert wurde“ möglich ist, aus dem EURATOM-Vertrag auszusteigen, ohne die EU-
Mitgliedschaft in Frage zu stellen. 
 

Bad Eisenkappel, am 18.12. 2009 
                                                                             
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
     

 
 

 

14. Resolution für eine „Gentechnikfreie Gemeinde“ 
               Berichterstatter im Gemeinderat: Vizebgm. Harald Kogelnik 
 
Die Lockerung des Importverbotes für nicht zugelassene, gentechnisch veränderte 
Pflanzen nach Europa wird bereits diskutiert.  
Um diesem möglichen Rückfall rechtzeitig zu begegnen sind gut 300 Gemeinden       
(12,7 %) bereits gentechnikfreie Zonen. Schlusslicht ist Kärnten bzw. Oberösterreich. 
Vor allem im Bereich der sensiblen Naturschutzgebiete, der Nationalparks und der 
Biosphärenparks sollten schon längst alle Gemeinden gentechnikfrei sein. 
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Antrag:  
 
Der Ausschuss für Familie, Soziales und Gesundheit stellt einstimmig an den 
Gemeinderat, im Wege über den Gemeindevorstand den Antrag, nachstehende 
Resolution zu beschließen und ersucht den zuständigen Referenten für Land- und 
Forstwirtschaft sowie Energie - Bürgermeister Franz Josef Smrtnik - zu eruieren bzw. 
sich zu erkundigen, in wie weit in unserer Gemeinde gentechnisch veränderte Produkte  
im landwirtschaftlichen Bereich sowie im Handel verwendet, bzw. angeboten werden. 
Sollte dies in einigen Bereichen der Fall sein, wird ebenfalls der zuständige Referent 
ersucht, mit diesen Betrieben eine gentechnikfreie Lösung zu finden.  
 

 
Resolution für eine 

„Gentechnikfreie Gemeinde“ 
 

Nach dem historischen Sieg der Vernunft in Europa am 2. März 2009 hat sich für kurze 
Zeit ein Fenster zur Absicherung der Gentechnik-Freiheit Österreichs aufgetan: 
Landwirtschaftsminister Nikolaus Berlakovich will „das Eisen schmieden, so lange es 
noch heiß ist“ und sich jetzt mit Nachdruck dafür einsetzen, dass jedes EU-Land selbst 
bestimmen kann, ob es gentechnisch veränderte Organismen (GVO) zulässt oder nicht. 
 
Weil jeder Minister nur so stark ist, wie die Anzahl und Entschlossenheit der Menschen 
hinter ihm, wurde die Aktion „Gentechnikfreie Zone Österreich“ gestartet, die nur mit 
Hilfe möglichst vieler Gemeinden, Bauern und Gärtner erfolgreich sein wird.  
 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 
 

verpflichtet sich daher, im Rahmen ihrer rechtlichen und organisatorischen 
Möglichkeiten, keine gentechnisch veränderten Organismen (GVO) auf gemeindeeigenen 
Gütern und Flächen anzubauen oder freizusetzen. 
 
1.  Die Gemeinde erklärt sich ferner dazu bereit, permanent bewußtseinsbildend zu  

wirken, so dass ihre Bürger freiwillig auf gentechnisch veränderte Organismen im 
Saatgut, im Tierfutter und in Lebensmitteln verzichten und sich ihrer Verantwortung 
gegenüber der ganzen Region sowie deren gesunde Lebensmittel bewusst werden.  

 
 
2. Die Gemeinde verpflichtet sich weiters, durch ihre Organe alle geeigneten Maßnahmen 

zu ergreifen, um die Landwirte und Grundbesitzer auf ihrem Gebiet zu überzeugen, 
keine GVO anzubauen oder zu verfüttern. 

 
 
3. Die Gemeinde fordert die verantwortlichen Landes- und Bundespolitiker             

nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass in ganz Österreich, auch in Zukunft 
keine gentechnisch veränderten Organismen angebaut oder verfüttert werden dürfen. 
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4. Die Gemeinde fordert die verantwortlichen Landes- und Bundespolitiker nachdrücklich 
auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Interessen jener Landwirte, die gentechnikfrei 
produzieren wollen, auch in Hinkunft rechtlich geschützt und gewahrt werden und 
dass alle geeigneten Maßnahmen ergriffen werden, um die Kontamination ihrer 
Flächen und Ernten durch GVO vollständig zu vermeiden. Weiters fordert die 
Gemeinde die Festlegung verbindlicher Haftungsbestimmungen, nach dem in allen 
anderen Wirtschaftsbereichen geltenden Verursacherprinzip. 

 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 
Folgender Dringlichkeitsantrag wurde eingebracht: 
 

 
 
 
Zuerst wurde über die Dringlichkeit abgestimmt:  
Einstimmig wurde die Dringlichkeit angenommen. 
 
Dr. Stefan Merka� : Wir haben uns ja mit den Grundsatzbeschluss für eine energieautarke 
Gemeinde auch zu einer Verbesserung der Mobilität bekannt. In den letzten Tagen 
wurden von der Post einige Verbindungen gestrichen und es wird unsere Aufgabe sein, 
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Alternativen wie z.B. Sharing o.ä. zu suchen und ich möchte daher vorschlagen, dass wir 
eine Arbeitsgruppe bilden, welche ehrenamtlich solche Vorschläge ausarbeitet.  
 
GR Christian Varch: Bei dieser Verbesserung der Mobilität soll auch ein Konzept für 
touristische Mobilität mitbedacht werden, damit wir die verschiedenen Anbote  auch über 
die Staatsgrenzen besser miteinander verbinden können.  
 
Dr. Stefan Merka� : Ich stelle einen Zusatzantrag zur Bildung einer Arbeitsgruppe, welche 
den akuten Bedarf sofort behandelt und den restlichen Teil mittelfristig ins Auge fasst.  
 
Der Bürgermeister gibt diesen Zusatzantrag zur Abstimmung 
Einstimmung wurde die Bildung einer Arbeitsgruppe beschlossen.  
 
Als freiwillige Mitarbeiter melden sich: 
 
Ošina Wilhelm 
Dr. Stefan Merka�  sowie  
Pircer Evelin und  
Hilgenfeld Wilhelm 
 
Der Bürgermeister gibt den Dringlichkeitsantrag zur Abstimmung: 
Einstimmig wurde der Antrag angenommen. 
 

 
 
Der Bürgermeister sowie sämtliche Fraktionsführer bedanken sich bei allen Fraktionen 
und bei allen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten sowie bei den Bediensteten für die 
gute Zusammenarbeit und wünschen allen frohe Weihnachten und ein gutes Neues Jahr. 
 

 
 
 
Ende: 18:45 
 
 
 


